
Wirtschaftspolitiker immer mißlich, auf Grund vor­
übergehend günstiger Ergebnisse Prognosen für eine 
konstante Entwicklung vorauszusagen. Ich glaube aber, 
wir können von uns sagen, daß dieser konstante Weg 
von uns nunmehr betreten werden kann, nachdem alle 
Voraussetzungen durch die Aktivität der schaffenden 
Menschen geschaffen werden sind mit der Erfüllung 
und bereits Übererfüllung des Wirtschaftsplanes 1949 
und nun mit der Durchführung des Volkswirtschafts­
planes 1950.

Somit bejahen wir von der Christlich-Demokratischen 
Union rückblickend den Weg, den wir gegangen sind, 
und wir bejahen vorwärtsblickend den Weg, den wir 
noch zu gehen haben, um den höheren Lebensstandard 
für unsere Bevölkerung aus eigener Kraft zu erringen 
und herbeizuführen.

Meine Damen und Herren! Die gesamtdeutsche 
Tagung der Land- und Forstwirtschaft in Schierke ist 
hier bereits in den Ausführungen meiner Vorredner 
angeklungen. Es ist zweifellos richtig, daß gerade in 
der Landwirtschaft und ihren Fortschritten in der Er­
zeugung sich zeigt, welchen falschen Weg man im 
Westen gegangen ist und welchen richtigen Weg wir 
hier im Osten, bei uns in der Deutschen Demokrati­
schen Republik, gegangen sind. Bei ums gibt es eine 
planmäßige Steigerung der Hektarerträge zur Selbst­
versorgung aus eigener Kraft ohne Verschuldung im 
besten Anlaufen freudiger Mitarbeit und Zuversicht 
unserer Bauern und damit Intensivierung der Land­
wirtschaft auf der ganzen Linde. Im Westen haben wir 
die alles überschattende Sorge der Bauern um den Ab­
satz ihrer Erzeugnisse im aussichtslosen Kampf gegen 
die Überschwemmung mit ausländischen Erzeugnissen, 
die vom Marshall-Plan aufgezwungen worden ist. Dort 
haben wir eine Verzwedflungsstimmung der Menschen, 
Extensivierung in der Landwirtschaft, Ertragsminde­
rung und schließlich als Folge Verlust der Souveränität 
und Unabhängigkeit.

Wir sind also den Weg gegangen, den uns nicht nur 
die Notwendigkeit, sondern auch die Einsicht aufge­
zwungen hat, den Weg aus eigener Kraft, und ich 
glaube, gerade dieser Gesetzentwurf, den wir jetzt als 
Gesetz verabschieden sollen, in dem wir ausdrücklich 
im letzten Satz der Einleitung sagen:

Im Bewußtsein der Verantwortung für diese 
wesentlichen Verbesserungen der Lebensbedingun­
gen der Bevölkerung hat die Provisorische Volks­
kammer dieses Gesetz beschlossen, 

ist das beste Zeugnis dafür.
Mit der Zustimmung zu diesem Gesetz übernehmen 

wir auch als Volkskammer eine große Verantwortung. 
Aber die praktische Durchführung dieses Gesetzes ist 
in erster Linie Sache der Regierung. Wir wollen hoffen 
und wünschen, daß der Sinn und Zweck des Gesetzes 
voll und ganz in seiner Durchführung erreicht wird.

(Beifall)

Präsident Dieckmann:
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 

die Beratung.
Wir kommen zur Abstimmung über das Gesetz, das 

Ihnen in der Fassung der Drucksache Nr. 51 vorliegt, 
und zu dem Anträge, der in Drucksache Nr. 55 festge­
halten ist und gleichzeitig die Annahme des Gesetzes 
beinhaltet, nachdem nach dem Anträge in Drucksache 
Nr. 51 einige Änderungen vorzunehmen sind. Wer dem

Anträge Drucksache Nr. 55 zustimmen will, stimmt 
also gleichzeitig auch für das Gesetz selber.

Ich bitte diejenigen Mitglieder, die dem Anträge und 
damit dem Gesetz ihre Zustimmung geben wollen, die 
Hand zu erheben. — Ich danke. Will sich jemand der 
Stimme enthalten — oder gegen das Gesetz stimmen?
— Auch dieses große, umfangreiche, wichtige Gesetz 
ist, wie festgestellt werden soll, von der Provisorischen 
Volkskammer einstimmig angenommen worden.

(Lebhafter Beifall)
Es wird nun am deutschen Volke selber liegen, die 

großen Hoffnungen und Erwartungen, die wir in das 
Gesetz setzen, zu erfüllen und noch in diesem Jahre 
mit Hilfe des Gesetzes eine entscheidende Besserung 
seines Lebensstandards herbeizuführen.

Es liegt nunmehr noch ein Antrag des Wahlprüfüngs- 
ausschusses vor. Ich erbitte Ihre Genehmigung dazu, 
daß dieser Antrag als Dringlichkeitsantrag behandelt 
wird. — Wenn sich kein Einspruch dagegen erhebt, 
nehme ich das an. Dann kann der Antrag nachträglich 
noch auf die Tagesordnung gesetzt werden. — Ich 
nehme Ihre Zustimmung auch dazu an, ebenso dazu, 
daß auf die Frist nach § 24 der Geschäftsordnung ver­
zichtet wird und daß wir die Lesungen über diesen 
Antrag verbinden, so daß wir ihn hier unmittelbar 
verabschieden können.

Wir kommen dann zu dem soeben beschlossenen
10. Punkt der Tagesordnung:

Antrag des Wahlprüfungsausschusses (Drucksache 
Nr. 58).

Der Antrag hat folgenden Wortlaut:
Entsprechend Art. 59 der Verfassung und § 3, Abs. 1 
und 2, der Geschäftsordnung der Provisorischen 
Volkskammer wird gegen den Abgeordneten 
Matthias Schnee der Verlust des Rechtes der Mit­
gliedschaft ausgesprochen.

Das ist der Antrag des Wahlprüfungsausschusses, 
unterschrieben von dem Vorsitzenden, Herrn Abgeord­
neten Fritz Lange, und dem Geschäftsführer, Herrn Ab­
geordneten Jensch. Der Wahlprüfungsausschuß, der nach 
der Verfassung und der Geschäftsordnung das Recht 
der Mitgliedschaft zu prüfen hat, hat in jedem Einzel­
fall das Ergebnis der Prüfung der Volkskammer zur 
Beschlußfassung vorzulegen. Demgemäß hat die Volks­
kammer nunmehr Beschluß darüber zu fassen, ob sie 
diesem Anträge in der verlesenen Form und Fassung 
zustimmen will.

Wer diesem Anträge zustimmen will, den bitte ich, 
das durch Handerheben zu bekunden. —

(Zuruf: Die Begründung fehlt!)
— Wir sind in der Abstimmung; Sie hätten Einwendun­
gen vorher geltend machen müssen,

(sehr gut!)
bevor wir zur Abstimmung selber schritten. — Wer 
gegen den Antrag stimmen will, bitte ich, sich bemerk­
bar zu machen. — Wer will sich der Stimme enthalten?
— Auch dieser Dringlichkeitsantrag ist einstimmig an­
genommen worden.

Ich bitte das Haus, davon Kenntnis zu nehmen, daß 
die nächste Sitzung der Provisorischen Volkskammer 
nach dem bisherigen Zeitplan im Rahmen unserer 
jeweiligen Berliner Woche, also der dritten Woche des 
Monats, am Mittwoch, dem 22. März d. J., stattflnden 
soll.

Die Sitzung ist geschlossen.
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